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Chronique générale

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Politique de la santé

In der Abstimmungskampagne zum neuen KVG hatte Bundesrätin Dreifuss zugesagt, die
Komplementärmedizin vermehrt in den Grundleistungskatalog der Krankenkassen
einzubeziehen. Dieses Versprechen löste sie nun ein und verfügte, dass ab Juli 1999
anthroposophische und chinesische Medizin, Homöopathie, Neuraltherapie sowie
Phytotherapie für eine erste Versuchsdauer von sechs Jahren in den
Pflichtleistungskatalog der Grundversicherung aufgenommen werden, sofern sie von
ausgebildeten Ärzten angewendet werden. Anbieter und Krankenversicherer gehen
davon aus, dass die neuen Leistungen jährliche Zusatzkosten von rund 110 Mio. Fr.
verursachen. Der Entscheid des EDI erleichterte der FMH einen Schritt, der in Insider-
Kreisen fast schon als “revolutionär” bezeichnet wurde: Erstmals anerkannte die
Verbindung der Schweizer Ärzte eine alternative Zusatzausbildung, nämlich jene in
Homöopathie, chinesischer Medizin und Akupunktur. 1

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 14.07.1998
MARIANNE BENTELI

Recht viel Wirbel verursachte eine vom Nationalfonds unterstützte Studie, welche die
Behauptung aufstellte, die Alternativmedizin verteuere das Gesundheitswesen und sei
zudem sehr oft nutzlos, da sie in den meisten Fällen zusätzlich zur Schulmedizin
konsumiert werde. Daher sei der Entscheid von Bundesrätin Dreifuss zumindest aus
finanziellen Überlegungen bedenklich. Die Komplementärmediziner konterten, diese
Schlussfolgerung gehe von falschen Voraussetzungen aus. In der Studie seien sämtliche
alternativen Heilmethoden, auch jene von Naturärzten miteinbezogen, wogegen sich
die Liste der kassenpflichtigen Leistungen auf nachweislich wirksame Therapien
beschränke. Der Bericht erwecke zudem den Eindruck, dass sich die Versicherten die
Alternativmedizin ausserhalb der Praxis des Hausarztes holten, was nicht der Realität
entspreche, da immer mehr Schulmediziner auch komplementärmedizinische
Verfahren anwendeten. Sie unterschlage schliesslich, dass es eine ganze Reihe von
Untersuchungen gebe, die nicht einen kostensteigernden, sondern einen
kostendämpfenden Effekt der Komplementärmedizin festgestellt hätten. 2

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 13.11.1998
MARIANNE BENTELI

Die Komplementärmedizin soll politisch und rechtlich verankert und der Schulmedizin
gleichgestellt werden. Das verlangt eine Volksinitiative, die Ende September lanciert
wurde. Bund und Kantone sollen im Rahmen ihrer Zuständigkeiten für die umfassende
Berücksichtigung der Komplementärmedizin sorgen. Das Volksbegehren will die
alternativen Heilmethoden definitiv in der Grundversicherung nach KVG verankern und
den Stellenwert der Komplementärmedizin in der Ausbildung, in Lehre und Forschung
verbessern. Hinter dem Begehren stehen Organisationen der ärztlichen und
nichtärztlichen Komplementärmedizin, Patientenorganisationen, Wissenschafter,
Exponenten von Krankenversicherern und Vertreter der nationalen und kantonalen
Politik, so etwa die Nationalräte Günter (sp, BE) und Müller (gp, AG), Nationalrätin
Hollenstein (gp, SG), Ständerätin Sommaruga (sp,BE) sowie alt Bundesrat Otto Stich. 3

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 24.09.2004
MARIANNE BENTELI

Suite à la votation de 2009 qui a vu le peuple adopter l’initiative en faveur des
médecines complémentaires, le Conseil fédéral a réintroduit à titre provisoire les
prestations de ces médecines dans le catalogue de l’assurance de base malgré le
préavis négatif de la Commission fédérale des prestations. Le DFI souhaite élaborer une
nouvelle évaluation en 2017 afin de tester les critères d’économicité et d’efficacité
exigés par la LAMal en collaboration avec les acteurs concernés. 4

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 13.01.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER
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Gut ein Jahr nach der Annahme der beiden Postulate, mit denen ein Zwischenstand der
Umsetzung des Verfassungsartikels zur Komplementärmedizin ermittelt werden sollte,
publizierte der Bundesrat seinen Bericht. Der Fortschritt entspreche dem Fahrplan und
erfülle den Verfassungsauftrag, so das Fazit der kurzen Studie.
Wichtige Schritte, die seit der Volksabstimmung unternommen worden seien,
umfassten etwa die Anpassung des Heilmittelrechts, um der Komplementärmedizin und
der Pflanzenheilkunde einen erleichterten Marktzugang zu gewähren. Weiter wurden im
Rahmen des Medizinalberufegesetzes Massnahmen wie die Definition neuer
Ausbildungsziele ergriffen, um angehenden Ärztinnen und Ärzten vertieftere Kenntnisse
über die Komplementärmedizin zu vermitteln. Das SBFI genehmigte zudem eine neue
höhere Fachprüfung für Naturheilpraktier. In Erarbeitung befand sich überdies die
Neuregelung der Leistungspflicht von komplementärmedizinischen ärztlichen
Leistungen in der OKP. Damit wurde eine langfristige Gewährleistung der Übernahme
der Kosten bei alternativmedizinischen Behandlungen angestrebt. 5

RAPPORT
DATE: 15.05.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Eine 2011 von beiden Räten angenommene Motion zum Thema Heilversuche fand 2015
einen Abschluss mit einem Bericht des Bundesrates. Im damals von der WBK des
Nationalrats formulierten Antrag ging es um eine Abgrenzung von Heilversuchen
gegenüber Forschung.
In ihrem Bericht legte die Regierung dar, dass es im Bereich von experimentellen
medizinischen Behandlungen keine grundlegenden Probleme gebe, dass die
Vorgehensweisen ausreichend geregelt sind und dass sowohl Patientenrechte, als auch
die ärztlichen Sorgfaltspflichten ausreichend gewährleistet seien. Ein Papier der
Schweizerischen Akademie der Medizinischen Wissenschaften sieht Richtlinien vor,
welche definieren, wo die Abgrenzung von Standardtherapie zu experimenteller
Therapie liegt und wie die Pflichten verteilt werden. Neben diesen durchaus positiven
Befunden zeigte sich der Bundesrat jedoch gewillt, Verbesserungen anzustreben. Im
Bereich der Patientenaufklärung, der Transparenz, oder auch dem Erfahrungsaustausch
zwischen den Fachpersonen könne noch weiteres Potenzial ausgeschöpft werden.
Seitens des Bundes solle beispielsweise mit der Neuausrichtung des Heilmittelgesetzes
die Chance wahrgenommen werden, den Einsatz von neuen Medikamenten präziser zu
regeln. Die Qualität von experimentellen Behandlungen solle darüber hinaus mit der
Strategie Seltene Krankheiten, eine Massnahme im Rahmen von Gesundheit 2020,
sichergestellt werden. 
Mit der Kenntnisnahme des Berichtes durch beide WBK konnte die Motion im Laufe des
Jahres 2016 abgeschrieben werden. 6

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 14.04.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Médecins et  personnel soignant

Nach Zürich, wo sich die Besetzung des 1990 von der Regierung beschlossenen
Lehrstuhls für Naturheilkunde weiter verzögerte, wird möglicherweise auch der Kanton
Bern die Alternativmedizin als eigenständiges Fach in die Ausbildung der angehenden
Arztinnen und Ärzte einbeziehen: Im September 1992 reichten über 20'000
Stimmberechtigte eine entsprechende Volksinitiative ein. 7

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 15.09.1992
MARIANNE BENTELI

Médicaments

Auch der Bundesrat ist offenbar der Ansicht, die alternativen Heilmethoden verdienten
eine eingehendere Abklärung und Würdigung. In Beantwortung einer Einfachen Anfrage
Humbel (cvp, AG; A. 90.1088) gab er bekannt, im Rahmen der 6. Serie der Nationalen
Forschungsprogramme ein eigenständiges, mit CHF 6 Mio. dotiertes
Forschungsprogramm in Auftrag gegeben zu haben, welches die Wirkung von
alternativen Behandlungsmethoden und deren Beziehungen zur Schulmedizin abklären
soll. Gleichzeitig wies er aber darauf hin, dass er aufgrund der kantonalen Vorrechte im
Hochschulwesen keine Möglichkeit habe, auf die Schaffung eines Lehrstuhls für
Naturheilverfahren hinzuwirken. Diesen Schritt könnte der Kanton Zürich als erster tun,
beschloss doch die Zürcher Regierung im Herbst, an ihrer Universität einen Lehrstuhl
für Naturheilkunde einzurichten. Da sich der Zentralvorstand der FMH bereits für einen
Einbezug alternativ-medizinischer Ansätze ins Medizinstudium ausgesprochen hat,
sollte von dieser Seite kein allzu heftiger Widerstand entstehen. Mit einer von links-
grünen Abgeordneten unterstützten Motion möchte Nationalrat Hafner (gp, BE; Mo.
90.973) erreichen, dass die vom Bund für Komplementärmedizin eingesetzten Mittel
innerhalb von zehn Jahren denjenigen für die Schulmedizin anzugleichen sind. 8

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 05.10.1990
MARIANNE BENTELI
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Die Absicht der Interkantonalen Kontrollstelle für Heilmittel (IKS), aus Gründen der
Europakompatibilität einen Teil der homöopathischen Mittel der Rezeptpflicht zu
unterstellen, stiess bei den ausgebildeten Homöopathen und Naturärzten auf heftigen
Widerstand. Für sie käme die neue Regelung einer einschneidenden Behinderung ihrer
beruflichen Tätigkeit gleich, da wesentliche Elemente ihrer Medikamentenpalette
(Nosoden und Organpräparate) nur mehr von ausgebildeten Ärzten verschrieben
werden dürften. 14 Interessenverbände der Homöopathie und des naturnahen Heilens
sammelten deshalb gemeinsam über 250'000 Unterschriften für eine Petition, welche
sie im April bei der IKS einreichten. Diese kam den Bedenken der Homöopathen
entgegen und befreite die Nosoden und Organpräparate ab einer gewissen Verdünnung
wieder von der vorgesehenen Rezeptpflicht. 9

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 06.11.1997
MARIANNE BENTELI

In den ersten Monaten des Jahres entwickelte sich ein erbitterter Streit zwischen den
Vertretern der Alternativmedizin und dem BAG. Hintergrund des Streits war der bis
Ende Juni zu fällende Entscheid, ob fünf komplementärmedizinische Methoden
(chinesische Medizin, Homöopathie, Phytotherapie, anthroposophische Medizin und
Neuraltherapie) im Leistungskatalog der Grundversicherung nach KVG verbleiben
sollten oder nicht. Diese waren 1999 unter dem Vorbehalt zugelassen worden, dass
innerhalb von sechs Jahren die Komplementärmedizin zu beweisen habe, dass ihre
Methoden den Grundkriterien für die Zulassung zur obligatorischen
Krankenpflegeversicherung (Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit)
entsprechen. Dass sich das BAG weigerte, die Resultate und Daten der verschiedenen
PEK-Studien (Programm Evaluation Komplementärmedizin) vor dem Entscheid zu
veröffentlichen, wertete der Dachverband der Alternativmediziner als Versuch, die
ihrer Auffassung nach „brisanten Ergebnisse“ betreffend die Kostengünstigkeit der
Komplementärmedizin zu unterdrücken; das BAG wies diesen Vorwurf umgehend
zurück. 

Erwartungsgemäss strich Bundesrat Couchepin per 1. Juli die fünf
komplementärmedizinischen Methoden aus dem Grundkatalog der
Krankenversicherung. Er führte aus, die PEK-Studien hätten nicht den wiederholbaren
Nutzen dieser fünf Behandlungsarten beweisen können, auch wenn die Methoden bei
den Patienten sehr beliebt seien und im Einzelfall Linderung oder gar Heilung einer
Krankheit bewirken könnten. Nicht von der Streichung betroffen sind die wichtigsten
komplementärmedizinischen Medikamente, sofern sie bereits auf der Spezialitätenliste
figurieren, und die Konsultationen und Gespräche, die im Hinblick auf eine
alternativmedizinische Behandlung geführt werden. 10

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 12.04.2005
MARIANNE BENTELI

Mit 138'724 gültigen Unterschriften wurde im September die im Vorjahr lancierte
Volksinitiative „Ja zur Komplementärmedizin“ bei der Bundeskanzlei eingereicht. Sie
will die Alternativmedizin der Schulmedizin gleichstellen. Bund und Kantone sollen im
Rahmen ihrer Zuständigkeiten für die umfassende Berücksichtigung der
Komplementärmedizin sorgen. 11

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 16.09.2005
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat sprach sich gegen eine umfassende Berücksichtigung der
Komplementärmedizin im Gesundheitswesen aus. Er empfahl die 2005 eingereichte
Volksinitiative "Ja zur Komplementärmedizin" dem Parlament ohne Gegenvorschlag
zur Ablehnung. Er begründete dies damit, zahlreiche Forderungen der Initiantinnen und
Initianten seien schon erfüllt und die Komplementärmedizin könne unter den geltenden
gesetzlichen Rahmenbedingungen bereits angemessen berücksichtigt werden; sie habe
inzwischen einen bedeutenden Platz im Versorgungssystem erreicht. Alternative
Heilmethoden und Arzneimittel könnten jederzeit auf Antrag in den Leistungskatalog
der Grundversicherung aufgenommen werden, müssten aber nachweisen, dass sie die
Kriterien der Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit erfüllen. Eine
darüber hinausgehende Berücksichtigung würde auf Kosten der herkömmlichen
wissenschaftlichen Medizin gehen oder zu einem massiven Kostenschub im
Gesundheitswesen führen.

(Die GPK des Nationalrates beschloss, die Umstände zu überprüfen, die 2005 zum
umstrittenen Entscheid von Bundesrat Couchepin geführt hatten, fünf
komplementärmedizinische Methoden wieder aus dem Leistungskatalog der
Grundversicherung nach KVG zu nehmen.) 12

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 30.08.2006
MARIANNE BENTELI
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Im Vorjahr hatte der Bundesrat dem Parlament beantragt, die 2005 eingereichte
Volksinitiative „Ja zur Komplementärmedizin“ dem Volk ohne Gegenvorschlag zur
Ablehnung zu empfehlen. Im Nationalrat anerkannten sowohl die Sprecher der
Kommissionsmehrheit als auch die Rednerinnen und Redner aus dem bürgerlichen
Lager die Bedeutung der Komplementärmedizin für die Gesundheitsversorgung. Sie
übernahmen aber vollumfänglich die Auffassung des Bundesrates, wonach die
Alternativmedizin bereits mit der heutigen Gesetzgebung berücksichtigt werden könne.
Sofern die Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit einzelner Methoden
nachgewiesen werde, sei eine Aufnahme in den Leistungskatalog der
Grundversicherung möglich. Die vom Initiativtext verlangte „umfassende
Berücksichtigung“ eröffne aber einen zu grossen Spielraum für Interpretationen, was zu
nicht absehbaren Kosten führen könnte. Die Kommissionsminderheit aus SP und GP
führte dagegen ins Feld, es gehe in erster Linie um eine angemessene Berücksichtigung
der Komplementärmedizin in Lehre und Forschung sowie um das Bewahren der
Heilmittelvielfalt, konnte sich aber nicht durchsetzen. Mit 93 zu 78 Stimmen lehnte der
Nationalrat die Initiative ab.

Auch im Ständerat sprach sich niemand grundsätzlich gegen die Komplementärmedizin
aus. Das Anliegen sei zwar sympathisch, die vorberatende Kommission lehne die
Volksinitiative aber mehrheitlich ab, weil sie erheblich zu weit gehe, führte deren
Sprecher aus. Büttiker (fdp, SO) schlug vor, das Wort „umfassend“ im Initiativtext zu
streichen und die Formulierung „Bund und Kantone sorgen im Rahmen ihrer
Zuständigkeiten für die Berücksichtigung der Komplementärmedizin“ als direkten
Gegenvorschlag dem Volk zu unterbreiten. Er sei der Ansicht, dass Schul- und
Komplementärmedizin vermehrt zusammenarbeiten sollten. Ein Verfassungsartikel sei
nötig, weil die Komplementärmedizin sonst weiterhin an den Rand gedrängt würde. Der
Vorteil seiner Formulierung liege darin, dass die Interpretation, wonach alle ärztlichen
und nichtärztlichen Methoden in die Grundversicherung aufgenommen werden
müssten, nicht mehr möglich sei. Ein zuvor von der Kommissionsminderheit
eingebrachter Gegenvorschlag, der einen direkten Bezug zur Krankenversicherung
herstellte, wurde zugunsten von Büttikers Variante zurückgezogen. Sommaruga (sp, BE),
selber Mitglied des Initiativkomitees, unterstützte den Antrag Büttiker „im Sinne einer
guten und auch mehrheitsfähigen Lösung“. Sie versprach, sich nach einer Annahme des
Gegenvorschlags für einen Rückzug der Initiative einzusetzen. Bundesrat Couchepin
blieb auch gegenüber dem neuen Vorschlag skeptisch und bezeichnete diesen als
unnötig. Er befürchtete, dass Büttikers Formulierung in der Praxis ähnliche
Schwierigkeiten bereite wie die Initiative selbst. Der Rat lehnte schliesslich die Initiative
einstimmig ab, unterstützte aber den Gegenvorschlag Büttiker mit 36 zu 4 Stimmen.
Gleichzeitig wurde die Behandlungsfrist um ein Jahr bis März 2009 verlängert, ein
Vorgehen, welchem auch der Nationalrat zustimmte. 13

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

Die Diskussion zur 2005 eingereichten Volksinitiative „Ja zur Komplementärmedizin“,
welche 2006 vom Bundesrat zur Ablehnung empfohlen worden war, wurde in diesem
Jahr im Parlament zu Ende geführt. Der Ständerat hatte im vorhergehenden Jahr einen
direkten Gegenvorschlag zur Initiative ausgearbeitet, der vorschlug, das Wort
„umfassend“ im Initiativtext zu streichen und die Formulierung „Bund und Kantone
sorgen im Rahmen ihrer Zuständigkeiten für die Berücksichtigung der
Komplementärmedizin“ dem Volk zu unterbreiten. Der Gegenvorschlag war als Antrag
Büttiker (fdp, SO) im Ständerat angenommen worden und auch Sommaruga (sp, BE),
welche Mitglied des Initiativkomitees war, unterstützte den Antrag und versprach, sich
nach einer Annahme des Gegenvorschlages im Parlament für den Rückzug der Initiative
einzusetzen. 

Die Kommission des Nationalrates sprach sich mit 11 zu 9 Stimmen knapp dafür aus,
dem Ständerat zu folgen und den direkten Gegenvorschlag zur Initiative anzunehmen.
Eine starke Minderheit der Kommission stellte sich gegen dieses Vorhaben. Bundesrat
Couchepin hielt an seinem Antrag fest und empfahl, sowohl die Initiative als auch den
direkten Gegenvorschlag abzulehnen. Der Nationalrat aber folgte der Mehrheit seiner
Kommission und stimmte dem direkten Gegenvorschlag mit 95 zu 60 Stimmen zu. In der
Schlussabstimmung nahm der Ständerat den Gegenvorschlag einstimmig und der
Nationalrat mit 152 zu 16 Stimmen an. Daraufhin zog das Initiativkomitee, wie bereits
von Sommaruga (sp, BE) angekündigt, die Eidgenössische Volksinitiative „Ja zur
Komplementärmedizin“ zurück. 14

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 03.10.2008
LINDA ROHRER
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Am 17. Mai stimmte das Volk mit einer Mehrheit von 67% für den Verfassungsartikel
„Zukunft mit Komplementärmedizin“. Dieser Gegenentwurf, den das Parlament zu der
in der Folge zurückgezogenen Volksinitiative „Ja zur Komplementärmedizin“
ausgearbeitet hatte, war vom Bundesrat, dem Parlament und sämtlichen Parteien,
ausser der SVP und der EDU, zur Annahme empfohlen worden. Von diesen Parolen
wichen allerdings namentlich bei der FDP und SVP einige kantonale Sektionen und
Jungparteien ab. Auch der SGB, der SGV und der Schweizerische Bauernverband
befürworteten den Verfassungsartikel. Zu den Gegnern der Vorlage zählten neben der
SVP und der EDU auch der Schweizerische Arbeitgeberverband und Economiesuisse. 

Alle Kantone stimmten dem Verfassungsartikel zu. Besonders deutlich wurde er im
Kanton Waadt angenommen, wo ihm vier von fünf Stimmenden zustimmten. Die Vox-
Analyse ergab, dass politische Merkmale beim Stimmentscheid stärker ins Gewicht
fielen als soziodemographische Aspekte. Der Zivilstand, das Geschlecht und der
Landesteil wirkten sich zwar tendenziell auf die Entscheidung aus, ausschlaggebend
waren jedoch die Identifizierung mit einer Partei und die Positionierung auf der Links-
Rechts-Achse. Anhänger der SP, CVP und in geringerem Ausmasse der FDP nahmen die
Vorlage ebenso an, wie diejenigen, die sich selbst links oder links aussen einstuften.

Abstimmung vom 17. Mai 2009

Beteiligung: 38,3%
Ja: 1 283 838 (67%) / Stände: 20 6/2
Nein: 631 908 (33%) / Stände: 0

Parolen:
– Ja: FDP (5)*, CVP (1)*, SP, EVP, CSP, PdA, GP, SD, Lega, GLP, BDP (1)*; SGV, SGB, TravS.
– Nein: SVP (6)*, EDU, FP; eco.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 15

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 17.05.2009
LINDA ROHRER

Über das Anliegen der Motion der Kommission des Ständerates hinaus ging eine
parlamentarische Initiative Graf-Litscher (sp, TG), welche eine Änderung des
Medizinalberufegesetzes anstrebte und verlangte, dass jeder Schulmediziner über
Basiswissen der ärztlichen Methoden der Komplementärmedizin verfügen müsse. Die
Kommission des Nationalrates beantragte mit 10 zu 0 Stimmen bei 13 Enthaltungen, der
Initiative keine Folge zu geben, hingegen die oben erwähnte Motion der Kommission für
Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerates anzunehmen. Der Nationalrat folgte
diesem Vorschlag mit 155 zu 6 Stimmen. 16

MOTION
DATE: 28.09.2010
LUZIUS MEYER

Die Arzneimittelvielfalt in der Komplementärmedizin zu erhalten, hatte sich eine
Motion Gilli (gp, SG) zum Ziel gesetzt, welche noch im Vorjahr eingereicht worden war.
In erster Linie geht es darum, dass das Aufschieben einer notwendigen Revision der
Phyto-Anleitung (Anleitung zum Einreichen von Zulassungsgesuchen für pflanzliche
Arzneimittel der Humanmedizin innerhalb einer Swissmedic-Verwaltungsverordnung) zu
einer Reduktion der Vielfalt an pflanzlichen Arzneimitteln führe, was der Bundesrat
verhindern soll. Des Weiteren prangerte die Motion hohe Zulassungshürden für
Arzneimittel an. Mittels Institutsverordnung soll die Regierung eine raschere Revision
und Genehmigung der Phyto-Anleitung ermöglichen. Zwar seien Regelungen zu
komplementärmedizinischen Heilmitteln bis anhin implementiert worden, nicht jedoch
solche für pflanzliche: Dies stelle eine Ungleichbehandlung dar. Die Motionärin forderte
überdies in einem Massnahmenkatalog auch die Anerkennung von bereits
monografierten Wirkstoffen: Ergebnisse der European Medicines Agency, der
Gesellschaft für Phytotherapie ESCOP, der WHO oder des Committee on Herbal
Medicinal Products seien zu berücksichtigen. Der Bundesrat unterstützte zwar die
Stossrichtung der Forderung, lehnte die Vorlage jedoch ab mit Verweis auf die laufende
Revision des Heilmittelgesetzes (HMG), im Zuge welcher die hier vorgeschlagenen
Schritte bereits umgesetzt würden. Der Nationalrat setzte sich jedoch über diesen
Antrag hinweg und hiess die Motion zuhanden des Ständerates gut. 17

MOTION
DATE: 12.09.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Epidémies

Die parlamentarische Initiative Hafner (gp, BE), welche verlangte, der Bund solle
umgehend seine Beteiligung an der Impfkampagne gegen Masern, Mumps und Röteln
einstellen, hatte im Nationalrat wenig Chancen. Dennoch zeigte die ausführliche und
engagiert geführte Debatte, dass Zweifel an den traditionellen Methoden der
Schulmedizin nicht mehr so einfach vom Tisch zu wischen sind. Dies kam auch einem
Anliegen von Nationalrat Fierz (gp, BE; Po. 89.421) zugute, der in einem in der
Herbstsession überwiesenen Postulat anregte, die Schirmbilduntersuchung der
Rekruten sei angesichts der hohen Strahlenbelastung und des praktischen
Verschwindens von Tuberkulose umgehend einzustellen. Bereits ab Anfang 1991 werden
diese Untersuchungen nun nicht mehr durchgeführt. 18

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 27.09.1990
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion verlangte Ständerat Stadler (cvp, UR) eine Ergänzung des
Epidemiengesetzes in dem Sinn, dass die Kantone nichtärztliche Therapeuten im
Bereich der Komplementärmethoden in die Koordination der Massnahmen zur
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten einzubeziehen haben. Diese Therapeuten
seien von Gesetzes wegen zu verpflichten, Personen mit übertragbaren Krankheiten an
einen Arzt weiterzuleiten und gleichzeitig der kantonalen Behörde eine Meldung mit
den Angaben zu erstatten, die zur Identifizierung erkrankter, infizierter oder
exponierter Personen notwendig sind. Der Bundesrat beantragte Ablehnung der
Motion. Das Epidemiengesetz weise die Behandlung übertragbarer Krankheiten allein
der Ärzteschaft zu. Bei den nichtärztlichen Komplementärtherapeuten bestünden keine
allgemeinen Standards für deren Qualifikation. Die Frage der Reglementierung und
Anerkennung dieser Berufe könne nicht vor der Abstimmung zur Volksinitiative "Ja zur
Komplementärmedizin" an die Hand genommen werden. Stadler entgegnete, es gehe
ihm nicht um eine Anerkennung alternativer Heilmethoden und auch nicht darum, das
ärztliche Monopol der Behandlung von Infektionskrankheiten aufzubrechen. Ungeachtet
der Diskussionen um die Komplementärmedizin sei es einfach eine Tatsache, dass
nichtärztliche Therapeuten oft die erste Anlaufsstelle für Patientinnen und Patienten
seien. Deshalb seien sie zu verpflichten, die entsprechenden Meldungen und
Überweisungen vorzunehmen. Mit 15 zu 14 Stimmen wurde die Motion knapp
angenommen. 19

MOTION
DATE: 02.10.2007
MARIANNE BENTELI

Recherche médicale

Im Auftrag des Bundesrates schrieb der Schweizerische Nationalfonds ein neues
Nationales Forschungsprogramm (NFP 34) aus, welches in den nächsten fünf Jahren
mit einem Kreditrahmen von CHF 6 Mio. die Kenntnisse über diagnostische und
therapeutische Verfahren, die nicht zur Schulmedizin gehören, vertiefen soll. Im ersten
Forschungsschwerpunkt werden die Gründe für die zunehmende Verbreitung der
Komplementärmedizin analysiert. Der zweite Teilbereich umfasst die Abklärung ihrer
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bedeutung. Im dritten Teil sollen Methoden
entwickelt und angewendet werden, welche es erlauben, die Wirksamkeit von
komplementärmedizinischen Verfahren zu überprüfen. 20

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 21.01.1992
MARIANNE BENTELI

Seit Mitte des Berichtsjahres 1995 existiert an der Universität Bern eine «Kollegiale
Instanz für Komplementärmedizin» (Kikom). Die Schaffung dieser Stelle geht auf eine
im Herbst 1992 eingereichte kantonale Volksinitiative zurück, die einen Lehrstuhl für
Naturheilverfahren gefordert hatte. Die Initiative wurde nach Gesprächen zwischen
dem Kanton, den Initianten und der Medizinischen Fakultät zurückgezogen, nachdem
der Regierungsrat Ende 1993 als gleichwertigen Ersatz für den geforderten Lehrstuhl die
Schaffung der «Kikom» genehmigt hatte. Diese umfasst eine Dozentin und drei
Dozenten, die alle eine Grundausbildung in Schulmedizin haben, sich aber zusätzlich in
den Fachgebieten traditionelle chinesische Medizin, Neuraltherapie,
anthroposophische Medizin sowie Homöopathie spezialisiert haben. Bern ist nach
Zürich die zweite Medizinische Fakultät der Schweiz, welche Komplementärmedizin in
der Grundausbildung anbietet. 21

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 29.12.1995
MARIANNE BENTELI

01.01.90 - 01.01.20 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Assurances sociales

Assurance-invalidité (AI)

Le Conseil national a adopté par 115 voix contre 79 une motion Graf-Litscher (ps, TG)
chargeant le Conseil fédéral de réintroduire le remboursement des prestations
médicales issues des médecines complémentaires par l’AI. L’Office fédéral des
assurances sociales (OFAS) avait effectivement retiré ces prestations du catalogue,
toutefois certains cantons avaient continué à rembourser ces prestations et le DFI les
avait réintroduites temporairement. Le groupe UDC et une majorité du groupe PLR se
sont opposés à la motion. Les médecines complémentaires visées sont la médecine
anthroposophique, l’homéopathie classique, la thérapie neurale, la phytothérapie et la
médecine traditionnelle chinoise. 22

MOTION
DATE: 30.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Der Ständerat überwies eine im Vorjahr vom Nationalrat angenommene Motion Graf-
Litscher (sp, TG) zur Wiedereinführung der Vergütung der ärztlichen
Komplementärmedizin durch die IV. Der Bundesrat hatte bereits 2011 angekündigt, das
Kreisschreiben über die medizinischen Eingliederungsmassnahmen der
Invalidenversicherung entsprechend anpassen zu wollen. Damit werden seit dem 1. März
2012 Therapien der wichtigsten Methoden der Komplementärmedizin wieder von der
Invalidenversicherung übernommen, dies analog zur nach der Annahme des
Verfassungsartikels im Jahr 2009 wieder eingeführten Übernahme durch die
obligatorische Krankenversicherung. 23

MOTION
DATE: 27.02.2012
FLAVIA CARONI

Assurance-maladie

Anders als in der kleinen Kammer war im Nationalrat das Eintreten nicht unbestritten,
doch wurde ein Rückweisungsantrag Rychen (svp, BE), welcher die Unterstützung der AP
und eines Teiles der FDP fand, deutlich abgelehnt. In der Detailberatung standen sich
bei den Arzttarifen drei Anträge gegenüber. Rychen (svp, BE) wollte die Preise
einfrieren, Allenspach (fdp, ZH) plädierte für den Beschluss des Ständerates, und die
Kommissionsmehrheit sprach sich für den ursprünglichen Entscheid der kleinen
Kammer aus. Dank einer Allianz aus SP, CVP, Grünen und SD setzte sich schliesslich
dieser Tarifstopp mit Ausnahmen – von denen rund 40% der Arzte profitieren können –
mit einer Zweidrittelsmehrheit durch. Den Selbstbehalt für Spitalpatienten kippte der
Nationalrat mit praktisch demselben Stimmenverhältnis aus der Vorlage. Dem Argument
des Ständerates, dadurch werde das Kostenbewusstsein der Patienten geschärft,
setzten die Gegner dieser Bestimmung die Behauptung gegenüber, hier gehe es nicht
ums Sparen, sondern um das Abwälzen der Kosten auf die Schultern der Versicherten.
Ebenfalls nichts wissen wollte der Nationalrat vom Beschluss des Ständerates, nur noch
die Kosten für Medikamente der Arznei- und Spezialitätenliste durch die
Grundversicherung abzudecken. Er übernahm damit das Anliegen eines Antrags Plattner
(sp, BS) im Ständerat, welcher vergebens darauf hingewiesen hatte, dass die in der Liste
nicht aufgeführten Naturheilmittel nicht nur sanfter, sondern auch billiger seien. In den
anderen Punkten (Tarife und Preise im stationären Bereich, Prämienplafonierung)
schloss sich die grosse der kleinen Kammer an. 24

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 07.10.1992
MARIANNE BENTELI

Bereits bevor die Räte das neue Gesetz definitiv verabschiedet hatten, erklärte die
Krankenkasse Artisana, dass sie das Referendum dagegen ergreifen werde. Zwei weitere
Kassen (Swica und Winterthur) und vier Ärztevereinigungen aus dem Bereich der
Komplementärmedizin machten ebenfalls für das Referendum mobil, so dass dieses im
Laufe des Sommers mit 148'952 gültigen Unterschriften eingereicht werden konnte. 25

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 09.08.1994
MARIANNE BENTELI

Die Gegner des neuen KVG fochten mit der Behauptung, das neue Gesetz sei zu
dirigistisch und zu sehr der Schulmedizin verhaftet, zu wenig wettbewerbsorientiert
und zu teuer für die öffentliche Hand und die Prämienzahler. Der Ausbau in der
Grundversicherung werde zu einem massiven Aufschlag bei den Prämien führen, der in
erster Linie den Mittelstand treffe. Die Befürworter bestritten die Möglichkeit eines
einmaligen Prämienanstiegs nicht, argumentierten aber, die verbesserte
Grundversicherung mache für viele die teuren Zusatzversicherungen überflüssig, und
sie verwiesen auf die vorgesehenen Prämienverbilligungen, die rund einem Drittel der
Bevölkerung zugute kommen sollen. 26

DÉBAT PUBLIC
DATE: 06.09.1994
MARIANNE BENTELI
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Nachdem Volk und Stände im Jahr 2009 den neuen Verfassungsartikel zur
Berücksichtigung der Komplementärmedizin deutlich angenommen hatten, hatte die
OKP ärztliche komplementärmedizinische Leistungen – also Leistungen der
anthroposophischen Medizin, der traditionellen chinesischen Medizin, der
Homöopathie und der Phytotherapie – zwischen 2012 und Ende 2017 befristet vergütet.
Im Juni 2017 genehmigte der Bundesrat eine neue Verordnungsbestimmung, gemäss
der die OKP die ärztlichen komplementärmedizinischen Leistungen anderen
vergüteten Fachrichtungen gleichstellt und diese zukünftig unbefristet übernimmt. In
Übereinstimmung mit den Rückmeldungen aus der Vernehmlassung sollen die
entsprechenden Leistungen dem Vertrauensprinzip unterstellt werden, sofern sie der
Anwendungs- und Forschungstradition, der wissenschaftlichen Evidenz und der
ärztlichen Erfahrung entsprechen. 27

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 16.06.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im Juni 2019 nahm die Bundeskanzlei die Vorprüfung der Volksinitiative «Ja zu mehr
Mitbestimmung der Bevölkerung bei der Kranken- und Unfallversicherung» vor. Die
Initiative eines Komitees um SVP-Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU) forderte,
dass zukünftig alle Menschen das Recht haben sollen, «Art und Umfang der
Versicherung frei zu bestimmen». Dadurch sollen die Bürgerinnen und Bürger die
Möglichkeit erhalten, zukünftig Leistungen für eine nachhaltige Stärkung der
Gesundheit, Leistungen der Alternativmedizin sowie eine ganzheitliche Pflege und
ursachenbasierte Behandlung wählen zu können, erklärte das Komitee auf seiner
Internetseite. Dies würde gleichzeitig auch Ärztinnen und Ärzte sowie Spitäler vom
«finanziellen, gewinnorientierten Umsatzdruck befreien», erklärte das Initiativkomitee
weiter.
Das Zeitfenster für die Unterschriftensammlung startete am 2. Juli 2019 und würde
folglich bis zum 2. Januar 2021 laufen. Aufgrund des vom Bundesrat verhängten
Fristenstillstand bei eidgenössischen Volksbegehren bis zum 31. Mai 2020 wird diese
Frist entsprechend verlängert. 28

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 02.07.2019
ANJA HEIDELBERGER
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